
1

1

1

461 

Gesetz- und Verordnungsblatt

für das Land Brandenburg 

Teil II – Verordnungen 

Nummer 2113. Jahrgang Potsdam, den 26. August 2002 

Datum Inhalt Seite 

6. 5. 2002 Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
„Steinitz-Geisendorfer Endmoränenlandschaft“ .................................................................. 462 

26. 6. 2002 Verordnung über das Naturschutzgebiet „Pinnower See“ .................................................... 467 

26. 6. 2002 Verordnung über das Naturschutzgebiet „Spreebögen bei Briescht“................................... 472 

8. 7. 2002 Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet „Dahme-Heideseen“ ...................................................... 477 

1. 8. 2002 Verordnung über den Religionsunterricht an Schulen 
(Religionsunterrichtsverordnung - RUV)............................................................................. 481 



462 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 21 vom 26. August 2002 

Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet 

„Steinitz-Geisendorfer Endmoränenlandschaft“ 

Vom 6. Mai 2002 

Auf Grund des § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der Mi­
nister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen in den Landkreisen 
Oberspreewald-Lausitz und Spree-Neiße werden als Land­
schaftsschutzgebiet festgesetzt. Das Landschaftsschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Steinitz-Geisendorfer Endmoränen­
landschaft“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von rund 1 434 
Hektar. Das Landschaftsschutzgebiet umfasst ganz oder teil­
weise Flure in den Gemarkungen Drebkau, Jehserig, Domsdorf 
und Neupetershain. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind in einer
Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25 000 und in topografischen 
Karten im Maßstab 1 : 10 000 dargestellt. Der genaue Grenz­
verlauf ist in Flurkarten eingetragen. Die Grenzen sind mit ei­
ner ununterbrochenen Linie eingetragen. Als Grenze gilt der 
innere Rand der Linie. Die schwarze, unterbrochene Linie 
stellt die gemäß Braunkohleplan Tagebau Welzow-Süd, räum­
licher Teilabschnitt (TA) I, festgestellte Abbaugrenze des Ta­
gebaus dar. Maßgeblich ist die Einzeichnung in den Flurkar­
ten. 

(3) Die Karten können beim Ministerium für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung des Landes Brandenburg, 
oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie bei den Land­
kreisen Spree-Neiße und Oberspreewald-Lausitz, untere Natur­
schutzbehörden, während der Dienstzeiten kostenlos eingese­
hen werden. 

(4) Das Gebiet wird in zwei Zonen unterteilt: 

Zone 1: Gebiet, das vom Bergbau beeinflusst wird mit einer 
Größe von rund 881 Hektar, 

Zone 2: Abbaugebiet des Tagebaus Welzow-Süd mit einer Grö­
ße von rund 553 Hektar. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Die Unterschutzstellung dient in der Zone 1 insbesondere

1.	 der Erhaltung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes, insbesondere von 

a)	 einer eiszeitlich geprägten, reichstrukturierten Land­
schaft, mit ihren Schluchten, steil abfallenden Hängen 
am Rand des Altdöberner und Drebkauer Beckens, 

b)	 einer relativ feinstrukturierten, abwechslungsreichen 
Niederungslandschaft, einschließlich der Aue des 
„Steinitzer Wassers“ und 

c)	 Parks und Kleingehölzflächen als landschaftsprägen­
den Elementen; 

2.	 der Erhaltung des Gebietes wegen seiner kulturhistorischen 
Zeugnisse, insbesondere der Bruchfelder früherer untertä­
giger Braunkohleförderung und der dort neu entstandenen 
Biotope; 

3.	 der Erhaltung und Wiederherstellung des Naturhaushaltes, 
insbesondere 

a)	 des Wasserhaushaltes des Naturraumes „Drebkauer 
Becken“ durch Wiederherstellung naturnaher Abfluss­
verhältnisse im Grund- und Oberflächenwasser, 

b)	 des „Göhrigker Sees“ und der Quellbereiche des natur­
nahen Baches „Steinitzer Wasser“ sowie 

c)	 der Bewahrung der Funktionsfähigkeit der Böden 
durch Sicherung und Förderung der natürlichen Viel­
falt der Bodeneigenschaften und des Bodenlebens, ins­
besondere durch den Schutz der Böden vor Abtragung, 
Überbauung und Erosion; 

4.	 der Erhaltung und Entwicklung des Gebietes für eine na­
turverträgliche Erholungsnutzung. 

(2) Die Unterschutzstellung dient in der Zone 2 nach der berg­
baulichen Inanspruchnahme 

1.	 dem Schutz und der Entwicklung des wiederhergestellten 
Endmoränenzuges zwischen Steinitz und Geisendorf als 
geologische Besonderheit sowie als Lebensraum für cha­
rakteristische Tier- und Pflanzenarten; 

2. 	der Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes in diesem Gebiet, insbesondere 

a)	 des Wasserhaushaltes durch Wiederherstellung natur­
naher Abflussverhältnisse für alle nach Norden führen­
den Wasserläufe nach der Inanspruchnahme durch den 
Braunkohle-Tagebau Welzow-Süd, 

b) 	 seltener und gefährdeter Vegetationstypen und Biotope, 
wie Erlenbruchgesellschaften, Trockenrasen, naturna­
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her Waldbestände als Lebensraum einer großen Anzahl 
seltener oder gefährdeter Tier- und Pflanzenarten. 

§ 4 
Verbote, Genehmigungsvorbehalte 

(1) Vorbehaltlich der nach § 6 zulässigen Handlungen sind ge­
mäß § 22 Abs. 3 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
im Landschaftsschutzgebiet in der Zone 1 folgende Handlun­
gen verboten: 

1.	 Niedermoorstandorte umzubrechen oder in anderer Weise 
zu beeinträchtigen; ausgenommen ist eine den Moortypen 
(Norm-, Mulm-, Erdniedermoor) angepasste Bewirtschaf­
tung, wobei eine weitere Degradierung des Moorkörpers so 
weit wie möglich auszuschließen ist; 

2.	 Quellbereiche sowie Kleingewässer, Bachläufe, Alt- und 
Totarme nachteilig zu verändern, zu beschädigen oder zu 
zerstören; 

3.	 Bäume außerhalb des Waldes, Hecken, Gebüsche, Feld­
oder Ufergehölze, Ufervegetation oder Schwimmblattge­
sellschaften zu beschädigen oder zu beseitigen; 

4.	 sich wasserseitig Röhrichten dichter als fünf Meter zu nä­
hern oder in diese einzudringen. 

(2) Sonstige Handlungen, die geeignet sind, den Charakter des 
Gebietes zu verändern, den Naturhaushalt zu schädigen, das 
Landschaftsbild zu verunstalten, den Naturgenuss zu beein­
trächtigen oder sonst dem besonderen Schutzzweck zuwiderzu­
laufen, bedürfen in der Zone 1 der Genehmigung. Der Geneh­
migung bedarf insbesondere, wer beabsichtigt, 

1.	 bauliche Anlagen, die einer öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung oder Anzeige bedürfen, zu errichten oder wesentlich 
zu verändern; 

2.	 die Bodengestalt zu verändern, die Böden zu verfestigen, 
zu versiegeln oder zu verunreinigen; 

3.	 Plakate oder Werbeanlagen aufzustellen oder anzubringen, 
ausgenommen zur saisonalen Direktvermarktung landwirt­
schaftlicher Produkte; 

4.	 außerhalb öffentlich-rechtlich zugelassener und gekenn­
zeichneter Plätze sowie außerhalb von Hausgärten zu zel­
ten und Wohnwagen aufzustellen; 

5.	 außerhalb öffentlich-rechtlich zugelassener und gekenn­
zeichneter Plätze sowie Hausgärten, Kleingärten und Fe­
rien- und Wochenendhausgrundstücken offene Feuerstätten 
zu errichten oder zu betreiben; 

6.	 Grünland in eine andere Nutzungsart zu überführen; 

7.	 außerhalb des Waldes standortfremde oder landschaftsun­
typische Gehölzpflanzungen vorzunehmen; 

8.	 Veranstaltungen mit motorbetriebenen Fahrzeugen durch­
zuführen. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist, unbeschadet anderer 
Rechtsvorschriften, auf Antrag von der zuständigen unteren 
Naturschutzbehörde zu erteilen, wenn die beabsichtigte Hand­
lung den Charakter des Gebietes nicht verändert oder dem be­
sonderen Schutzzweck nicht oder nur unerheblich zuwider­
läuft. Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen verse­
hen werden. 

(4) In der Zone 2 gelten die Verbote beziehungsweise Geneh­
migungsvorbehalte der Absätze 1 bis 3 mit Ausnahme von Ab­
satz 1 Nr. 1 und 2 in Bezug auf „Alt- und Totarme“ nach Ab­
schluss der im Rahmenbetriebsplan, im Braunkohleplan gemäß 
der Verordnung über die Verbindlichkeit des Braunkohleplanes 
Tagebau Welzow-Süd, räumlicher Teilabschnitt I, sachlicher 
Teilplan 1 „Geisendorf-Steinitzer Endmoräne“ vom 7. Novem­
ber 1997 und in verbindlichen Haupt- und Abschlussbetriebs­
plänen festgelegten Sanierungs- und Rekultivierungsmaßnah­
men. 

§ 5 
Gebote 

Zur Verwirklichung des Schutzzwecks gemäß § 3 Abs. 2 ist es 
geboten 

1.	 im Rahmen von Sanierungs- und Rekultivierungsmaßnah­
men den Endmoränenzug zwischen Steinitz und Geisen­
dorf wiederherzustellen und naturnahe Abflussverhältnisse 
zu schaffen; 

2. 	 im Rahmen des Braunkohleabbaus Maßnahmen zur Erhal­
tung des Quellbereiches bei Steinitz zu treffen. 

§ 6 
Zulässige Handlungen 

(1) Entgegen § 4 bleiben zulässig: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
mit der Maßgabe, dass § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 3, Abs. 2 Nr. 6 
und 7 und Abs. 4 gilt; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
dennutzung auf den rechtmäßig dafür genutzten Flächen; 

3.	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd; 

4.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des 
Fischereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsge­
mäße fischereiwirtschaftliche Flächennutzung sowie die 
Angelfischerei auf den rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass die Verbote des § 4 Abs. 1 
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Nr. 4 und Abs. 4 gelten; wobei für die Berufsfischerei das 
Betreten zum Zweck des Einsetzens, der Kontrolle und des 
Entfernens von Fanggeräten und zur ökologisch verträg­
lichen Nutzung abgestorbener Teile von Schilf und Rohrbe­
ständen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 des Brandenburgischen 
Fischereigesetzes gestattet bleibt; 

5.	 die ordnungsgemäße Unterhaltung der Gewässer im Be­
nehmen mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde 
und mit der Maßgabe, dass 

a)	 Maßnahmen zeitlich und räumlich so durchzuführen 
sind, dass ein vielfältiger und standortgerechter Pflan­
zen- und Tierbestand erhalten bleibt und sich neu ent­
wickeln kann, 

b)	 bei erforderlichen Wasserbaumaßnahmen möglichst 
natürliche Baustoffe und ingenieurbiologische Metho­
den zu verwenden sind, 

c)	 die sich entwickelnde Ufervegetation, insbesondere 
Ufergehölze und Röhrichte, zu fördern ist; 

6.	 die Anlage und Änderung von Straßen und Wegen im Rah­
men von Plangenehmigungen für Bodenordnungs- oder 
Flurneuordnungsverfahren im Einvernehmen mit der ge­
mäß § 17 Abs. 2 des Brandenburgischen Naturschutzgeset­
zes zuständigen Naturschutzbehörde sowie die ordnungs­
gemäße Unterhaltung der rechtmäßig bestehenden Anlagen 
einschließlich der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege im Benehmen mit der zuständigen unte­
ren Naturschutzbehörde; 

7.	 Maßnahmen der Modernisierung, Instandsetzung sowie 
der notwendigen Anpassung der Infrastruktur an umwelt­
gerechte Erfordernisse auf räumlich abgegrenzten land­
wirtschaftlichen Betriebsstandorten, die als solche im Lie­
genschaftskataster bezeichnet sind. Soweit diese Maßnah­
men eine Errichtung beziehungsweise Erweiterung von 
Baukörpern, die einer öffentlich-rechtlichen Genehmigung 
oder Anzeige bedürfen, darstellen, ist das Einvernehmen 
mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde erforder­
lich; 

8.	 Handlungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4 
in rechtmäßig bestehenden Baumschulen, Gärten, Friedhö­
fen, Park- und Gartenanlagen; 

9.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf­
grund behördlicher Einzelfallentscheidungen rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

10. Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

11. Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­

nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde; 

12. behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilderungen, 
soweit sie auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen 
oder als hoheitliche Kennzeichnung, Orts- oder Verkehrs­
hinweise, Wegemarkierungen oder Warntafeln dienen; 

13. Verwahrungs- und Sicherungsarbeiten im nicht unter berg­
baulicher Aufsicht stehenden Altbergbaugebiet auf der 
Grundlage des Sanierungsplanes und im Interesse der öf­
fentlichen Sicherheit im Einvernehmen mit der zuständi­
gen unteren Naturschutzbehörde; 

14. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die zuständige untere Naturschutzbehörde ist über die ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie 
kann nachträglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbar­
keit mit dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 4 für das Betreten und Be­
fahren des Landschaftsschutzgebietes enthaltenen Einschrän­
kungen gelten nicht für die Dienstkräfte der Naturschutzbehör­
den, die zuständigen Naturschutzhelfer und sonstige von den 
Naturschutzbehörden beauftragte Personen sowie für Dienst­
kräfte und beauftragte Personen anderer zuständiger Behörden 
und Einrichtungen, soweit diese in Wahrnehmung ihrer gesetz­
lichen Aufgaben handeln. Der Genehmigungsvorbehalt nach 
§ 19 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 7 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

(1) Es werden in der Zone 1 folgende Maßnahmen als Zielvor­
stellung für die Pflege- und Entwicklung des Gebietes benannt: 

1.	 Das Vorkommen der Esskastanie (Castanea sativa) soll ge­
sichert und gefördert werden. 

2. 	Der Raakower Park soll nach historischen Vorgaben 
wiederhergestellt werden. 

3.	 Es sollen Hecken, Feld- und Ufergehölze angelegt werden. 

4.	 Für die naturverträgliche Erholung soll das Gebiet durch 
Rad-, Reit- und Wanderwege erschlossen werden. 

5.	 Aus landschaftsästhetischen Gründen und zum Vogelschutz 
sollen Freileitungen entsprechend gesichert und nach Mög­
lichkeit durch Erdverlegung ersetzt werden. 

(2) In der Zone 2 wird darüber hinaus folgende Maßnahme als
Zielvorstellung für die Pflege und Entwicklung des Gebietes 
festgelegt: 
Artenreiche Mischwälder der potenziellen natürlichen Vegeta­
tion sollen mit dem Ziel einer naturnahen Bewirtschaftung und 
der möglichen Anlage von standorttypischen Heidebiotopmo­
saiken nach Inanspruchnahme durch den geplanten Braunkoh-
le-Tagebau Welzow-Süd wiederhergestellt werden. 
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§ 8 
Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann die zuständige 
untere Naturschutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. Dies 
gilt auch im Falle der Versagung einer Genehmigung nach § 4 
Abs. 2 bis 4 dieser Verordnung. 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften der §§ 4 und 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendeinhundert­
neunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet werden. 

§ 10 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Der Erlass von Pflegeplänen zur Ausführung der in dieser 
Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen und zur Verwirklichung des Schutzzwecks und die 
Duldung von Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege richten sich nach den §§ 29 und 68 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Soweit für den Bereich des Landschaftsschutzgebietes wei­
ter gehende naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, blei­
ben diese unberührt. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes und §§ 37 bis 43 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 11 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann ge­
gen diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ih­
rer Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung 
mit § 4 Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichts­
gesetzes). 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 6. Mai 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

In Vertretung 
Friedhelm Schmitz-Jersch 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Pinnower See“ 

Vom 26. Juni 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 und 
§ 78 Abs. 1 Satz 5 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes 
vom 25. Juni 1992 (GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Ar­
tikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), 
verordnet der Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und 
Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Oberhavel 
wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Pinnower See“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 68 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Oranienburg Oranienburg 3, 38, 39; 
Hohen Neuendorf Borgsdorf 2, 3. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in einer topografi­
schen Karte im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit un­
unterbrochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere 
Rand dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zu­
sätzlich eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich 
ist die Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für Land­
wirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran­
denburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam sowie beim 
Landkreis Oberhavel, untere Naturschutzbehörde, von jedermann 
während der Dienstzeiten kostenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

Schutzzweck des Naturschutzgebietes als naturnaher, eutro­
pher Flachsee der Havelflachmoorrinne mit ausgedehnten Ver­
landungszonen und Auwaldresten sowie angrenzenden Tal­
sandflächen ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes 

a)	 als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 
insbesondere Schwimmblatt-, Weiden-Faulbaum- und 

Erlenbruchgesellschaften sowie Gesellschaften der Röh­
richte, Seggenriede, des Weichholzauenwaldes, der 
Feuchtwiesen, Moore und Sandtrockenrasen, 

b)	 als Lebensraum wild lebender Tierarten, insbesondere 
verschiedener Groß-, Sing- und Greifvogelarten, was­
sergebundener Säugetierarten, Amphibien- und Repti­
lienarten, Libellenarten, Weg- und Grabwespenarten; 

c)	 als Rückzugsraum und potenzielles Wiederausbrei­
tungszentrum von nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des 
Bundesnaturschutzgesetzes besonders und streng ge­
schützten Tierarten wie beispielsweise Elbe-Biber (Cas­
tor fiber albicus), Eisvogel (Alcedo atthis), Rohrdom­
mel (Botaurus stellaris), Zwergdommel (Ixobrychus 
minutus), Trauerseeschwalbe (Chlidonias niger), Fluss­
seeschwalbe (Sterna hirundo) und Moorfrosch (Rana 
arvalis); 

2.	 die Erhaltung eines aktiv wachsenden Moorkörpers; 

3.	 die Erhaltung des Gebietes aus wissenschaftlichen Grün­
den zur Beobachtung und Erforschung von moorökologi­
schen und ökosystemaren Zusammenhängen sowie die Er­
forschung von Bodendenkmalen; 

4.	 die Erhaltung eines repräsentativen Ausschnitts der Zehde-
nick-Spandauer Havelniederung am Südrand der Stadt 
Oranienburg sowie im Umfeld des Ballungsraumes Berlin 
wegen seiner Vielfalt und besonderen Eigenart; 

5.	 als wesentlicher Bestandteil des überregionalen Biotopver­
bundsystems in der Zehdenick-Spandauer Havelniederung. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in dem 
Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die das 
Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile 
zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 
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6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut- § 5 
zung zu ändern; Zulässige Handlungen 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu (1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; Handlungen: 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 1. die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bo­

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; dennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen Um­
fang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 2. die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Bo­
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; dennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen Um­

fang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flächen 
11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr	 mit der Maßgabe, dass 

gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; a) eine einzelstamm- bis gruppenweise Nutzung ohne 

Kahlhieb vorzunehmen ist, 
12. zu baden; 

b) mindestens ein Totholzanteil von 5 vom Hundert und 
13. Wasserfahrzeuge aller Art außerhalb der Bundeswasser-	 ein Altholzanteil von 10 vom Hundert am Holzvorrat 

straße zu benutzen; erhalten bleibt, 

14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder	 c) keine Erstaufforstungen vorzunehmen sind, 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten;


d) § 4 Abs. 2 Nr. 23 gilt;

15. Hunde frei laufen zu lassen; 

3.	 für den Bereich der Jagd: 
16. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 

Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass die Jagd in der Zeit vom 15. März bis 31. Juli ei­
nes Jahres ausschließlich vom Ansitz aus erfolgt, 

17. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klär­
schlamm auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzula­
gern; die §§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben 
unberührt; 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehör­
de erfolgt. Transportable und mobile Ansitzeinrichtun­
gen sind der unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. 
Sie kann in begründeten Fällen das Aufstellen verbie­

18. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern ten. Die Entscheidung soll unverzüglich erfolgen. 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

Unzulässig bleibt die Anlage von Wildwiesen, Wildäckern 
19. Fische oder Wasservögel zu füttern oder Futter bereitzu-	 und Kirrungen; 

stellen; 
4.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­

20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln;	 setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 

21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde. 

22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

Zuständige Behörde für die Herstellung des Einverneh­
mens bei der Unterhaltung der im Schutzgebiet gelegenen 
Bundeswasserstraße in Bezug auf die Bedürfnisse der Lan­
deskultur und der Wasserwirtschaft nach § 4 des Bundes­

23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden;	 wasserstraßengesetzes ist der Landkreis als zuständige un­
tere Naturschutz- und Wasserbehörde; 

24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 5. die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
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Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

6.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

7.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

8.	 behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

9.	 Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 der Wasserhaushalt des Gebietes soll durch eine angepasste 
Bewirtschaftung des Freigrabens einschließlich des Wehres 
an der Schleuse Pinnow gesichert und verbessert werden; 

2.	 die Feuchtwiesen sollen zur Erhaltung der Orchideenbe­
stände gemäht werden. Die dabei anfallende Biomasse soll 
aus dem Gebiet entfernt werden; 

3.	 im Uferbereich des Freigrabens sollen an geeigneten Stel­
len Steilwände als Eisvogelbrutplätze entwickelt werden; 

4.	 das unberechtigte Befahren des Gebietes soll durch den 
Einbau geeigneter Wegeabsperrungen verhindert werden; 

5.	 die Forstflächen sollen mittel- bis langfristig möglichst 
durch Naturverjüngung in naturnahe, strukturierte, sich 

an der potenziell natürlichen Vegetation (Bruch- und 
Auenwälder) orientierende Waldbestände überführt wer­
den. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Form- und Verfahrensmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann ge­
gen diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ih­
rer Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 
und Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung 
mit § 4 Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichts­
gesetzes). 
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§ 11 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt der Beschluss Nr. 0116 des Rat des Bezir­
kes Potsdam zur Sicherung des Naturschutzgebietes „Pinnower 
See“ vom 17. März 1986 außer Kraft. 

Potsdam, den 26. Juni 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 

Anlage 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Pinnower See“ vom 26. Juni 2002 

Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 68 Hektar. Es umfasst folgende Flächen in den Gemarkungen: 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Oranienburg 3 92/14, 103/1 (anteilig, Ackerbrache und Grünland), 106, 109/1, 112, 
117/2 (anteilig, nördlich des Weges Flurstück 204/120), 127, 132, 133, 135/1, 136-138, 
139/1, 140/1, 141/1, 142/1, 147/1, 148-152, 154/2, 195/114, 196/114, 197/115, 198/116, 
199/113, 200/80 (anteilig, Freigraben), 206/125, 207/126, 243/97, 251/158, 252/97, 
254/147, 259/154, 263/97-266/97, 268/97, 269/97, 272/147, 273/147, 327/130, 328/141, 
336/131, 337/128, 338/129, 339/130, 340/147, 341/147, 382/95, 383/95; 

Oranienburg 3, Beiblatt 1 92/11 (anteilig, Grünland), 92/14 (anteilig, ohne Weg), 251/58, 642/92-652/92, 659/92, 
660/92, 662/92, 1145/92, 1146/92, 1147/92, 1160/92, 1161/92; 

Oranienburg 3, Beiblatt 2 92/14 (anteilig, ohne Weg), 251/158, 252/97, 382/95, 660/92-664/92, 
665/92 (anteilig, ohne Weg), 1029/97; 

Oranienburg 38 250/153; 

Oranienburg 39 154/1; 

Borgsdorf 2 2/2 (anteilig, Treidelweg nördlich des Flurstückes 14/3), 3/1, 5/1, 14/2, 14/4, 
14/5 (anteilig, Wald), 459/3-464/3; 

Borgsdorf 3 68/6, 93/6. 
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Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Spreebögen bei Briescht“ 

Vom 26. Juni 2002 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1997 (GVBl. I S. 124), verordnet der Mi­
nister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Oder-Spree 
wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Naturschutzgebiet 
trägt die Bezeichnung „Spreebögen bei Briescht“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 110 Hektar. 
Es umfasst Flächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Briescht Briescht 1, 4; 
Trebatsch Sabrodt 1; 
Trebatsch Trebatsch 1. 

Eine Kartenskizze ist dieser Verordnung zur Orientierung als 
Anlage beigefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in topografischen 
Karten im Maßstab 1 : 10 000 und in Flurkarten mit ununter­
brochener Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere Rand 
dieser Linie. Zur Orientierung ist dieser Verordnung zusätzlich 
eine Flurstücksliste als Anlage beigefügt. Maßgeblich ist die 
Einzeichnung in den Flurkarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten und Flurstücksliste kann beim 
Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung des Landes Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in 
Potsdam sowie beim Landkreis Oder-Spree, untere Natur­
schutzbehörde, von jedermann während der Dienstzeiten kos­
tenlos eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes, das einen naturna­
hen Abschnitt der Spree und ihrer Aue im Naturraum „Berlin-
Fürstenwalder Spreetalniederung“ umfasst, ist 

1.	 die Erhaltung und Entwicklung 

a) als Lebensraum wild lebender Pflanzengesellschaften, 

insbesondere der Seggen- und Röhrichtmoore, feuch­
ten bis trockenen Grünlandausprägungen sowie Klein­
gewässer und Erlenbrüche, 

b)	 als Lebensraum wild lebender Tierarten, insbesondere 
für Insekten- und Vogelarten der Stromtalaue; 

2.	 die Bewahrung des Gebietes zur Förderung störungsemp­
findlicher Tierarten, vor allem als Brutgebiet für Limikolen 
und Röhrichtbewohner sowie als Nahrungs-, Rast- und 
Überwinterungsgebiet von überregionaler Bedeutung für 
Sumpf-, Wasser- und Großvogelarten; 

3.	 die Erhaltung aus wissenschaftlichen Gründen, insbeson­
dere zum Studium der Ökologie und Dynamik des Flusses 
und des Grünlands; 

4.	 die Bewahrung der besonderen Eigenart und hervorragen­
den Schönheit des Landschaftsbildes, das gekennzeichnet 
ist durch den Wechsel von Grünland und gliedernden Altar­
men sowie Altwasserbereichen mit ihrer überwiegend na­
turnahen Vegetation; 

5.	 die Erhaltung des überregionalen Auenbiotopverbundes 
innerhalb des Spreetals. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick-
lung 

1.	 von natürlichen eutrophen Seen mit einer Vegetation des 
Magnopotamion oder Hydrocharition, Flüssen der planaren 
Stufe mit Vegetation der Ranunculion fluitantis und der Cal-
litricho-Batrachion sowie Feuchten Hochstaudenfluren der 
planaren Stufe als Lebensraumtypen nach Anhang I der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er­
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild leben­
den Tiere und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt 
geändert durch Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 
(ABl. EG Nr. L 305 S. 42) - Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; 

2.	 von Fischotter (Lutra lutra), Rapfen (Aspius aspius), 
Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis), Großer Moosjung­
fer (Leucorrhinia pectoralis) und Grüner Keiljungfer 
(Ophiogomphus cecilia) als Tierarten nach Anhang II der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, einschließlich ihrer für 
Fortpflanzung, Ernährung, Wanderung und Überwinterung 
wichtigen Lebensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in dem 
Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die das 
Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile 
zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
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dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 

4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto­
maten aufzustellen; 

5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 
versiegeln oder zu verunreinigen; 

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut­
zung zu ändern; 

7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 
verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen; 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

10. außerhalb der für den öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straßen und Wege, der nach öffentlichem Straßenrecht 
oder auf Grund des § 20 Abs. 3 des Landeswaldgesetzes 
gekennzeichneten Reitwege zu reiten; 

11. mit Fahrzeugen außerhalb der für den öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Fahrzeuge 
dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen; 

12. in den Alt- und Nebenarmen der Hauptspree sowie in sons­
tigen Stillgewässern zu baden oder zu tauchen; 

13. die Alt- und Nebenarme der Hauptspree mit Wasserfahr­
zeugen aller Art zu befahren; 

14. auf der Hauptspree mit Wasserfahrzeugen aller Art mit 
mehr als 7,5 Stundenkilometern zu fahren, an den Ufern 
anzulegen oder Wasserfahrzeuge aller Art dort ein- oder 
auszusetzen; 

15. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 

16. Hunde frei laufen zu lassen; 

17. Be- oder Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen 
Umfang hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entge­
gen dem Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise 
den Wasserhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; 

18. Schmutzwasser, Gülle, Dünger, Gärfutter oder Klärschlamm 
auszubringen, einzuleiten, zu lagern oder abzulagern; die 
§§ 4 und 5 der Klärschlammverordnung bleiben unberührt; 

19. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern, abzulagern 
oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entledigen; 

20. Fische oder Wasservögel zu füttern; 

21. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln; 

22. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­
ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­
stören; 

23. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­
ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 

24. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 

25. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

§ 5 
Zulässige Handlungen 

(1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
Handlungen: 

1.	 die im Sinne des § 11 Abs. 2 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 bei Beweidung Gehölze und Gewässerufer auszuzäu­
nen sind, ausgenommen hiervon sind die vorhandenen 
Viehtränken am Nordufer des „Teufelsbogens“ (Flur­
stücke 250 und 258, Flur 1, Gemarkung Briescht), 

b)	 die Bestimmung des § 4 Abs. 2 Nr. 25 gilt, wobei eine 
umbruchlose Neuansaat bei Narbenschäden nach An­
zeige bei der unteren Naturschutzbehörde zulässig 
bleibt, 

c)	 Grünland als Wiese oder Weide mit einer Besatzdichte 
im Jahresmittel von maximal 1,4 Großvieheinheiten 
(GVE) pro Hektar oder dem entsprechenden Äquiva­
lent an Dünger genutzt werden kann, ohne chemisch­
synthetischen Stickstoff und Gülle einzusetzen; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 4 Abs. 2 
Nr. 18 und 24; 

2.	 die im Sinne des § 11 Abs. 3 des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes ordnungsgemäße forstwirtschaftliche 
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä­
chen mit der Maßgabe, dass 

a)	 nur eine einzel- bis gruppenweise Nutzung der Bestän­
de erfolgt, 

b)	 der Naturverjüngung gegenüber Pflanzungen Vorrang 
eingeräumt wird und andernfalls gemäß der Betriebsre­



474 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 21 vom 26. August 2002 

gelungsanweisung - Landeswald - Teil III nur heimi­
sche, standorttypische Gehölze regionaler Herkunft 
eingebracht werden, 

c)	 die Bestimmung des § 4 Abs. 2 Nr. 24 gilt; 

3.	 die im Sinne des § 11 Abs. 4 des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 des Fi­
schereigesetzes für das Land Brandenburg ordnungsgemäße 
fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang mit der Maßgabe, dass 

a)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszu­
statten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefähr­
dung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen sind, 

b)	 der Fischbesatz nur mit heimischen Arten erfolgt; 

4.	 die rechtmäßige Ausübung der Angelfischerei mit der 
Maßgabe, dass 

a)	 die Angelfischerei vom Ufer aus nur an der Haupt­
spree auf den in den topografischen Karten im Maß­
stab 1 : 10 000 gekennzeichneten Stellen zulässig ist, 
wobei das Eisangeln stellenungebunden ausgeführt 
werden kann, 

b)	 Angelveranstaltungen nur nach dem 1. August eines 
Jahres zulässig sind; 

5.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass die Jagd auf Federwild vor dem 15. November ei­
nes Jahres verboten ist, 

b)	 die Anlage ortsunveränderlicher jagdlicher Einrichtun­
gen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde. 

Transportable und mobile Ansitzeinrichtungen sind der 
unteren Naturschutzbehörde vor der Errichtung anzu­
zeigen. Die untere Naturschutzbehörde kann in begrün­
deten Einzelfällen das Aufstellen verbieten. Die Ent­
scheidung hierüber soll unverzüglich erfolgen; 

c)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb geschützter Bio­
tope. 

Unzulässig bleiben die Anlage von Wildfütterungen, An­
saatwildwiesen und Wildäckern sowie die Ausbildung von 
Hunden; 

6.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßenge­
setzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege, die im Sinne des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer sowie die ordnungsge­
mäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehender An­
lagen jeweils im Einvernehmen mit der unteren Natur­
schutzbehörde; 

7.	 die sonstigen bei In-Kraft-Treten dieser Verordnung auf 
Grund behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang; 

8.	 Maßnahmen zur Untersuchung von Altlastenverdachtsflä­
chen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der Altlas­
tensanierung und der Sanierung schädlicher Bodenverän­
derungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie Maß­
nahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

9.	 Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von 
der zuständigen Naturschutzbehörde angeordnet worden 
sind; 

10. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen; 

11. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Der Genehmigungsvorbehalt nach § 19 Abs. 3 Satz 2 des Lan­
deswaldgesetzes bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 

Folgende Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden als 
Zielvorgabe benannt: 

1.	 zur Umwandlung von intensiv genutztem Grünland zu ar­
tenreichem Dauergrünland soll in enger Abstimmung mit 
den betroffenen Landwirten ein Konzept der nachhaltigen 
Bewirtschaftung erarbeitet und umgesetzt werden; 

2.	 entlang der Hauptspree und der Nebengewässer sollen 
Kopfweiden gepflanzt werden; 

3.	 die Altarme und Altwasserbereiche sollen zur Verbesse­
rung der Lebensbedingungen gefährdeter Tier- und Pflan­
zenarten an das Fließregime der Spree angebunden wer­
den; 

4.	 die zugelassenen Angelplätze sollen zum Uferschutz mög­
lichst mit einem Steg versehen werden. 
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§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die oberste Natur­
schutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Vorschriften des § 4 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geldbu­
ße bis zu 51 129,19 Euro (in Worten: einundfünfzigtausendein­
hundertneunundzwanzig Euro, neunzehn Cent) geahndet wer­
den. 

§ 9 
Verhältnis zu anderen 

naturschutzrechtlichen Bestimmungen 

(1) Die Aufstellung einer Behandlungsrichtlinie zur Ausfüh­
rung der in dieser Verordnung festgelegten Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des 
Schutzzwecks sowie die Duldung von Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege richten sich nach den 
§§ 29 und 68 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzausweisungen im Bereich des in § 2 
genannten Gebietes vor. 

(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 36 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43 des Brandenburgi­
schen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung von Vorschriften des Brandenburgischen Na­
turschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften kann gegen 
diese Verordnung nur innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 
Verkündung geltend gemacht werden (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 des Brandenburgischen Verwaltungsgerichtsgesetzes). 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Ausgenommen davon sind die Maßgaben zur landwirtschaft­
lichen Bodennutzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und c, 
die am 1. Juli 2003 in Kraft treten. 

Potsdam, den 26. Juni 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet 

„Dahme-Heideseen“ 

Vom 8. Juli 2002 

Auf Grund des § 22 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes vom 25. Juni 1992 
(GVBl. I S. 208) verordnet der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Dahme-
Heideseen“ vom 11. Juni 1998 (GVBl. II S. 454) wird wie 
folgt geändert: 

1.	 § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird die Angabe „rund 56 771 Hektar“ durch die 
Angabe „rund 56 770 Hektar“ ersetzt. 

2.	 Die Flächen, die in den Anlagen zu dieser Verordnung (to­
pografische Karte im Maßstab 1 : 10 000, Flurkarten im 
Maßstab 1 : 2 500) schraffiert dargestellt sind, werden aus 

dem Geltungsbereich des Landschaftsschutzgebietes aus­
gegliedert. Maßgebend für den neuen Grenzverlauf ist der 
innere Rand der in der Flurkarte eingetragenen Linie. Die 
Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. 

Artikel 2 

Die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften des 
Brandenburgischen Naturschutzgesetzes kann gegen diese Ver­
ordnung nur innerhalb von zwei Jahren geltend gemacht wer­
den. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 8. Juli 2002 

Der Minister für Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Raumordnung 

Wolfgang Birthler 
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Verordnung über den Religionsunterricht an Schulen 
(Religionsunterrichtsverordnung - RUV) 

Vom 1. August 2002 

Auf Grund des § 9 Abs. 6 des Brandenburgischen Schulgeset­
zes, der durch Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 55) eingefügt worden ist, verordnet die Landesre­
gierung im Benehmen mit dem für Schule zuständigen Aus­
schuss des Landtages: 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Religionsunterricht kann in den Schulen im Land Branden­
burg unter Einhaltung der Bestimmungen des § 9 Abs. 2 bis 5 
des Brandenburgischen Schulgesetzes in allen Schulformen 
und -stufen erteilt werden. Der Religionsunterricht erfolgt nach 
den Grundsätzen der Kirche oder Religionsgemeinschaft. 

(2) Kirchen, Religionsgemeinschaften und Schulen sowie 
staatliche Schulbehörden arbeiten bei der Durchführung des 
Religionsunterrichts und allen hiermit im Zusammenhang ste­
henden Fragen zusammen. Sie informieren sich gegenseitig, 
soweit sie Informationen über den Religionsunterricht geben 
oder Entscheidungen treffen, die auf diesen Auswirkungen ha­
ben. 

§ 2 
Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht wird durch Personen erteilt, die 
von der Kirche oder Religionsgemeinschaft bevollmächtigt 
und beauftragt wurden (Lehrkräfte der Kirche oder Religions­
gemeinschaft) sowie über eine hinreichende Ausbildung verfü­
gen. 

(2) Der Religionsunterricht wird nach curricularen Vorgaben 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft erteilt, die denen der 
staatlichen Rahmenlehrpläne gleichwertig sind. Diese enthal­
ten 

1.	 allgemeine und fachliche Ziele, 
2.	 didaktische Grundsätze und 
3.	 Empfehlungen zu Formen der Leistungsbewertung, die 

sich an den allgemeinen und fachlichen Zielen orientieren. 

§ 3 
Information der Eltern 

sowie der Schülerinnen und Schüler 

Für die Information gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3 des Brandenbur­
gischen Schulgesetzes können in Abstimmung mit der Schul­
leitung Aushänge an der Anschlagtafel der Schule erfolgen, 
gesonderte Veranstaltungen in der Schule stattfinden und 
schriftliches Material der Kirche oder Religionsgemeinschaft 
ausgegeben werden. Die Lehrkräfte der Kirche oder Religions­

gemeinschaft können sich den Schülerinnen und Schülern so­
wie den Eltern in der Schule persönlich vorstellen. 

§ 4 
Teilnahme 

(1) Die Eltern oder religionsmündigen Schülerinnen oder 
Schüler geben die Anmeldung zum Religionsunterricht oder 
deren Widerruf der Schule zur Weiterleitung an die Kirche oder 
Religionsgemeinschaft. Anmeldung und Widerruf sind recht­
zeitig vor Ende des Unterrichts im Schulhalbjahr zum nächsten 
Schulhalbjahr schriftlich zu erklären. Die Anmeldung gilt auch 
nach einem Schulwechsel sowie bei Eintritt der Religionsmün­
digkeit fort. 

(2) Die Kirche oder Religionsgemeinschaft teilt der Schule die
Aufnahme in eine Lerngruppe des Religionsunterrichts oder 
den Wechsel in eine andere Lerngruppe mit. Sie stellt die für 
Anmeldung und Widerruf erforderlichen Formulare zur Verfü­
gung. 

§ 5 
Leistungsbewertung 

Die im Religionsunterricht erreichten Leistungen werden nach 
Maßgabe der Bestimmungen der Kirche oder Religionsge­
meinschaft entsprechend den Grundsätzen der Leistungsbewer­
tung gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 57 des Bran­
denburgischen Schulgesetzes und den bildungsgangspezifi­
schen Vorschriften bewertet. Die Einhaltung dieser Bestim­
mungen ist durch die Kirche oder Religionsgemeinschaft zu 
gewährleisten. Die Leistungsbewertung wird auf Wunsch der 
Kirche oder Religionsgemeinschaft in das Zeugnis gemäß § 58 
des Brandenburgischen Schulgesetzes aufgenommen. 

§ 6 
Rechte der Schülerinnen, Schüler und Eltern, 

Aufsicht, Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Kirche oder Religionsgemeinschaft bestimmt die Rech-
te und Pflichten der Schülerinnen und Schüler sowie deren El­
tern im Religionsunterricht unter Beachtung der Grundsätze 
gemäß den §§ 44 Abs. 2 bis 5, 46 und 47 Abs. 1 des Branden­
burgischen Schulgesetzes. 

(2) Es besteht Unfallversicherungsschutz für die Teilnahme am 
Religionsunterricht gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 9 Abs. 2 
des Brandenburgischen Schulgesetzes. Dieser umfasst gemäß 
§ 8  Abs. 2 Nr. 1 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch in Ver­
bindung mit § 9 Abs. 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
auch den Weg von der Wohnung oder Schule zum Religions­
unterricht und zurück, wenn dieser außerhalb des Schulgelän­
des in Räumen der Kirche oder Religionsgemeinschaft stattfin­
det. 

(3) Für den Religionsunterricht gelten die datenschutzrecht­
lichen Bestimmungen der Kirche oder Religionsgemeinschaft. 
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Bei deren Anwendung ist ein den Bestimmungen über den Da­
tenschutz in der Schule gleichwertiger Datenschutz zu gewähr­
leisten. Im Übrigen gelten die sonstigen datenschutzrecht­
lichen Bestimmungen des Landes. 

(4) Für die Aufsicht während des Religionsunterrichts sind 
Lehrkräfte der Kirche oder Religionsgemeinschaft entspre­
chend den für den Schulunterricht geltenden Bestimmungen 
verantwortlich. Für Lerngruppen, deren Religionsunterricht in 
der Schule stattfindet, liegt die Aufsicht für die Zeit vor und 
nach dem Religionsunterricht sowie bei dessen Ausfall bei der 
Schule. Die Aufsicht für den Weg von der Schule zum Reli­
gionsunterricht in den Räumen der Kirche oder Religionsge­
meinschaft und zurück zur Schule sowie die Aufsicht in den 
Räumen der Kirche oder Religionsgemeinschaft bei Ausfall 
des Religionsunterrichts obliegt der Kirche oder Religionsge­
meinschaft. 

(5) Die für den Schulunterricht geltenden Bestimmungen über 
Konfliktschlichtung, Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 
finden im Religionsunterricht Anwendung mit der Maßgabe, 
dass Ordnungsmaßnahmen durch die Schule in Abstimmung 
mit den Lehrkräften der Kirche oder Religionsgemeinschaft er­
folgen können. 

§ 7 
Gruppenbildung 

(1) Der Religionsunterricht wird in Lerngruppen von in der 
Regel mindestens zwölf Schülerinnen und Schülern durchge­
führt. Die Bestimmungen der Verwaltungsvorschriften über die 
Unterrichtsorganisation zur Klassenbildung in Förderschulen 
und Förderklassen gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass 
der untere Bandbreitenwert als Mindestgruppengröße gilt. 
Über die Bildung von Lerngruppen in eigenen Räumen ent­
scheidet die Kirche oder Religionsgemeinschaft. 

(2) Um diese Mindestgruppengröße zu erreichen, können klas­
senübergreifende oder jahrgangsstufenübergreifende Lerngrup­
pen gebildet werden. Jahrgangsstufenübergreifende Lerngrup­
pen sollen im Hinblick auf die Gleichwertigkeit des Unterrichts 
und der Leistungsbewertung nicht mehr als zwei Jahrgangsstu­
fen umfassen. In der Primarstufe können in besonderen Fällen 
drei Jahrgangsstufen umfasst sein. Wenn es zur Durchführung 
des Religionsunterrichts erforderlich ist, können schulübergrei­
fende Lerngruppen gebildet werden. 

(3) Wenn auch unter Anwendung der Möglichkeiten gemäß 
Absatz 2 die Mindestgruppengröße am ersten Unterrichtstag 
des Schulhalbjahres nicht erreicht ist, weil die regionalen Ver­
hältnisse dies in besonderer Weise erschweren, kann die Min­
destgröße um bis zur Hälfte unterschritten werden. Die Mög­
lichkeit der Bildung von Lerngruppen in den Räumen der Kir­
che oder Religionsgemeinschaft bleibt unberührt. 

(4) Die Entscheidung über die Lerngruppenbildung ist im Be­
nehmen mit der Schule zu treffen und soll für wenigstens ein 
Schulhalbjahr gelten. 

§ 8 
Einordnung in den Schulbetrieb 

(1) Schule und staatliche Schulbehörden sind im Rahmen ihrer
Möglichkeiten verantwortlich für die Einfügung des Religions­
unterrichts in den geordneten Schulbetrieb. Die Schule sieht im 
Einvernehmen mit der Kirche oder Religionsgemeinschaft bis 
zu zwei Wochenstunden für den Religionsunterricht im Stun­
denplan vor. 

(2) Bei der Gestaltung des Stundenplans sieht die Schule unter
Nutzung aller schulorganisatorischen Möglichkeiten die Ein­
ordnung des in der Schule stattfindenden Religionsunterrichts 
in die regelmäßige Unterrichtszeit vor. Der Religionsunterricht 
soll nicht nur in Randstunden erteilt werden. 

(3) Der Stundenplan soll gemäß § 9 Abs. 3 Satz 3 des Branden­
burgischen Schulgesetzes zulassen, dass der Besuch des Reli­
gionsunterrichts auch zusätzlich zur Teilnahme am Unterricht 
im Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde möglich ist. 

(4) Der Religionsunterricht kann in den für die staatlichen 
Unterrichtsfächer zulässigen Unterrichtsformen durchgeführt 
werden. 

(5) Die Kirche oder Religionsgemeinschaft kann Religions-
unterricht, der jahrgangsstufen- oder schulübergreifend statt­
findet, in eigenen Räumen erteilen. Die Entscheidung ist im 
Benehmen mit der Schule zu treffen und soll für wenigstens ein 
Schuljahr gelten. 

(6) Die Kirche oder Religionsgemeinschaft teilt der Schule
spätestens zwei Wochen, bei erstmaliger Einrichtung des Reli­
gionsunterrichts an einer Schule spätestens vier Wochen nach 
Beginn des Unterrichts im jeweiligen Schuljahr die beabsich­
tigte Gruppenbildung und gegebenenfalls die Erteilung des 
Religionsunterrichts in Räumen der Schule mit. Sind Schüle­
rinnen oder Schüler mehrerer Schulen an einer Lerngruppe be­
teiligt, ist zwischen den Schulen und der mit der Erteilung des 
Religionsunterrichts beauftragten Lehrkraft oder der für den 
Religionsunterricht zuständigen Stelle der Kirche oder Reli­
gionsgemeinschaft rechtzeitig eine Abstimmung über die zeit­
liche Festlegung für den Religionsunterricht herbeizuführen. 
Das Verfahren wird von der Schulleitung der Schule koordi­
niert, der voraussichtlich die Mehrzahl der Schülerinnen oder 
Schüler der Lerngruppe angehört (Stammschule). 

(7) Treten bei der Einordnung des Religionsunterrichts in den 
Schulbetrieb zwischen der Schule und der Lehrkraft der Kirche 
oder Religionsgemeinschaft Probleme auf, vermittelt das zu­
ständige staatliche Schulamt unter Einbeziehung der für den 
Religionsunterricht zuständigen Stelle der Kirche oder Reli­
gionsgemeinschaft. 

§ 9 
Schulische Räume 

Findet der Religionsunterricht in der Schule statt, soll er bei 
der Raumverteilung mit den Fächern des staatlichen Unter­
richts gleichbehandelt werden. 
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§ 10 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2002 in 
Kraft. 

Potsdam, den 1. August 2002 

Die Landesregierung 

des Landes Brandenburg


Der Ministerpräsident


Matthias Platzeck


Der Minister für Bildung, 

Jugend und Sport


Steffen Reiche 
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